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RESOLUTION 63/117

Verabschiedet auf der 66. Plenarsitzung am 10. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/435,
Ziff. 11)1.

63/117. Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte

Die Generalversammlung,

Kenntnis nehmend von der Annahme des Fakultativproto-
kolls zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte durch den Menschenrechtsrat in seiner
Resolution 8/2 vom 18. Juni 20082,

1. verabschiedet das Fakultativprotokoll zum Interna-
tionalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte, dessen Wortlaut dieser Resolution als Anlage beige-
fügt ist; 

2. empfiehlt, dass das Fakultativprotokoll im Rahmen
einer 2009 abzuhaltenden Unterzeichnungszeremonie zur
Unterzeichnung aufgelegt wird, und ersucht den Generalse-
kretär und die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für
Menschenrechte, die notwendige Unterstützung zu gewähren.

Anlage

Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls,

in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Verein-
ten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der
allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewoh-
nenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlichkeit ih-
rer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und
Frieden in der Welt bildet,

feststellend, dass in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte3 verkündet wird, dass alle Menschen frei und
gleich an Würde und Rechten geboren sind und dass jeder
ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe,

Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger An-
schauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Ge-
burt oder sonstigem Stand, Anspruch auf alle darin verkünde-
ten Rechte und Freiheiten hat,

daran erinnernd, dass die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte und die internationalen Menschenrechtspakte4

anerkennen, dass das Ideal vom freien Menschen, der frei von
Furcht und Not lebt, nur verwirklicht werden kann, wenn
Verhältnisse geschaffen werden, in denen jeder seine bürger-
lichen, kulturellen, politischen, sozialen und wirtschaftlichen
Rechte genießen kann,

erneut erklärend, dass alle Menschenrechte und Grund-
freiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedin-
gen und miteinander verknüpft sind,

daran erinnernd, dass sich jeder Vertragsstaat des Inter-
nationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte4 (im Folgenden als „Pakt“ bezeichnet) verpflichtet,
einzeln und durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit,
insbesondere wirtschaftlicher und technischer Art, unter Aus-
schöpfung aller seiner Möglichkeiten Maßnahmen zu treffen,
um nach und nach mit allen geeigneten Mitteln, vor allem
durch gesetzgeberische Maßnahmen, die volle Verwirkli-
chung der in dem Pakt anerkannten Rechte zu erreichen,

in der Erwägung, dass es zur weiteren Verwirklichung der
Ziele des Paktes und zur Durchführung seiner Bestimmungen
angebracht wäre, den Ausschuss für wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte (im Folgenden als „Ausschuss“ be-
zeichnet) zu ermächtigen, die in diesem Protokoll vorgesehe-
nen Aufgaben wahrzunehmen,

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1
Zuständigkeit des Ausschusses für die Entgegennahme 
und Prüfung von Mitteilungen

1. Jeder Vertragsstaat des Paktes, der Vertragspartei dieses
Protokolls wird, erkennt die Zuständigkeit des Ausschusses
für die Entgegennahme und Prüfung der in diesem Protokoll
vorgesehenen Mitteilungen an.

2. Der Ausschuss nimmt keine Mitteilung entgegen, die ei-
nen Vertragsstaat des Paktes betrifft, der nicht Vertragspartei
dieses Protokolls ist.

Artikel 2
Mitteilungen

Mitteilungen können von oder im Namen von der Ho-
heitsgewalt eines Vertragsstaats unterstehenden Einzelperso-
nen oder Personengruppen eingereicht werden, die behaup-
ten, Opfer einer Verletzung eines der im Pakt niedergelegten
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte durch die-
sen Vertragsstaat zu sein. Wird eine Mitteilung im Namen

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Angola, Armenien, Aser-
baidschan, Äthiopien, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzego-
wina, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire,
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Gabun,
Guatemala, Guinea-Bissau, Honduras, Indonesien, Italien, Kap Verde,
Kolumbien, Kroatien, Kuba, Marokko, Mexiko, Mongolei, Montenegro,
Nicaragua, Panama, Peru, Portugal, São Tomé und Príncipe, Senegal,
Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Timor-Leste, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay und Venezuela (Bolivarische Republik).
2 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session,
Supplement No. 53 (A/63/53), Kap. III, Abschn. A.
3 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.

4 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassun-
gen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978;
AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
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von Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht, so hat
dies mit ihrer Zustimmung zu geschehen, es sei denn, der Ur-
heber der Mitteilung kann rechtfertigen, ohne eine solche Zu-
stimmung in ihrem Namen zu handeln.

Artikel 3
Zulässigkeit

1. Der Ausschuss prüft eine Mitteilung nur, wenn er sich
vergewissert hat, dass alle zur Verfügung stehenden inner-
staatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind. Dies gilt
nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbe-
helfe unangemessen lange gedauert hat.

2. Der Ausschuss erklärt eine Mitteilung für unzulässig,

a) wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der Er-
schöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe eingereicht
wird, es sei denn, der Urheber der Mitteilung kann nachwei-
sen, dass eine Einreichung innerhalb dieser Frist nicht mög-
lich war;

b) wenn die der Mitteilung zugrundeliegenden Tatsa-
chen vor dem Inkrafttreten dieses Protokolls für den betref-
fenden Vertragsstaat eingetreten sind, es sei denn, dass sie
auch nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen;

c) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss unter-
sucht worden ist oder in einem anderen internationalen Unter-
suchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist
oder geprüft wird;

d) wenn sie mit den Bestimmungen des Paktes unver-
einbar ist;

e) wenn sie offensichtlich unbegründet ist, nicht hinrei-
chend begründet wird oder ausschließlich auf von Massenme-
dien verbreiteten Meldungen beruht;

f) wenn sie einen Missbrauch des Rechts auf Einrei-
chung einer Mitteilung darstellt oder 

g) wenn sie anonym ist oder nicht schriftlich einge-
reicht wird.

Artikel 4
Mitteilungen, die keine klare Benachteiligung erkennen 
lassen

Der Ausschuss kann die Prüfung einer Mitteilung erfor-
derlichenfalls ablehnen, wenn sie nicht erkennen lässt, dass
der Urheber eine klare Benachteiligung erlitten hat, es sei
denn, der Ausschuss ist der Auffassung, dass die Mitteilung
eine ernste Frage von allgemeiner Bedeutung aufwirft.

Artikel 5
Vorläufige Maßnahmen

1. Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer Mittei-
lung und bevor eine Entscheidung in der Sache selbst getrof-
fen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Gesuch
zur sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefordert
wird, die vorläufigen Maßnahmen zu treffen, die unter außer-
gewöhnlichen Umständen gegebenenfalls erforderlich sind,
um einen möglichen nicht wiedergutzumachenden Schaden
für das oder die Opfer der behaupteten Verletzung abzuwen-
den.

2. Übt der Ausschuss sein Ermessen nach Absatz 1 aus, so
bedeutet das keine Entscheidung über die Zulässigkeit der
Mitteilung oder in der Sache selbst.

Artikel 6
Übermittlung der Mitteilung

1. Sofern nicht der Ausschuss eine Mitteilung für unzulässig
erachtet, ohne sich dabei an den betreffenden Vertragsstaat zu
wenden, bringt der Ausschuss jede ihm nach diesem Proto-
koll zugegangene Mitteilung dem Vertragsstaat vertraulich
zur Kenntnis.

2. Der betreffende Vertragsstaat übermittelt dem Ausschuss
innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erklärungen oder
Darlegungen zur Klärung der Sache und der gegebenenfalls
von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen.

Artikel 7
Gütliche Einigung

1. Der Ausschuss stellt den beteiligten Parteien seine Guten
Dienste zur Verfügung, um eine gütliche Einigung in der Sa-
che auf der Grundlage der Einhaltung der im Pakt niederge-
legten Verpflichtungen herbeizuführen.

2. Beim Zustandekommen einer gütlichen Einigung wird die
Prüfung der Mitteilung nach diesem Protokoll eingestellt.

Artikel 8
Prüfung der Mitteilungen

1. Der Ausschuss prüft die ihm nach Artikel 2 zugegangenen
Mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm unterbreiteten
Unterlagen, wobei diese Unterlagen den betreffenden Partei-
en zuzuleiten sind.

2. Der Ausschuss berät über Mitteilungen aufgrund dieses
Protokolls in nichtöffentlicher Sitzung.

3. Bei der Prüfung einer Mitteilung nach diesem Protokoll
kann der Ausschuss gegebenenfalls einschlägige Unterlagen
anderer Organe, Sonderorganisationen, Fonds, Programme
und Mechanismen der Vereinten Nationen und anderer inter-
nationaler Organisationen, einschließlich regionaler Men-
schenrechtssysteme, sowie Stellungnahmen oder Bemerkun-
gen des betreffenden Vertragsstaats heranziehen.

4. Bei der Prüfung von Mitteilungen nach diesem Protokoll
untersucht der Ausschuss die Angemessenheit der von dem
Vertragsstaat im Einklang mit Teil II des Paktes getroffenen
Maßnahmen. Dabei berücksichtigt der Ausschuss, dass der
Vertragsstaat eine Reihe möglicher politischer Maßnahmen
zur Verwirklichung der im Pakt niedergelegten Rechte treffen
kann.

Artikel 9
Kontrolle der Umsetzung der Auffassungen des
Ausschusses

1. Nach Prüfung einer Mitteilung übermittelt der Ausschuss
den betreffenden Parteien seine Auffassungen zusammen mit
etwaigen Empfehlungen.

2. Der Vertragsstaat zieht die Auffassungen des Ausschus-
ses zusammen mit etwaigen Empfehlungen gebührend in Er-
wägung und unterbreitet dem Ausschuss innerhalb von sechs
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Monaten eine schriftliche Antwort, einschließlich Angaben
über alle unter Berücksichtigung der Auffassungen und Emp-
fehlungen des Ausschusses getroffenen Maßnahmen.

3. Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, weitere
Angaben über alle Maßnahmen, die der Vertragsstaat als Re-
aktion auf die Auffassungen oder etwaigen Empfehlungen
des Ausschusses getroffen hat, vorzulegen, einschließlich, so-
weit dies vom Ausschuss als geeignet erachtet wird, in den
folgenden Berichten des Vertragsstaats nach den Artikeln 16
und 17 des Paktes.

Artikel 10
Mitteilungen von Staaten

1. Ein Vertragsstaat dieses Protokolls kann aufgrund dieses
Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Aus-
schusses zur Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen
anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein an-
derer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus dem
Pakt nicht nach. Mitteilungen aufgrund dieses Artikels kön-
nen nur entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie
von einem Vertragsstaat eingereicht werden, der für sich
selbst die Zuständigkeit des Ausschusses durch eine Erklä-
rung anerkannt hat. Der Ausschuss darf keine Mitteilung ent-
gegennehmen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine der-
artige Erklärung abgegeben hat. Auf Mitteilungen, die auf-
grund dieses Artikels eingehen, ist folgendes Verfahren anzu-
wenden:

a) Ist ein Vertragsstaat dieses Protokolls der Auffas-
sung, dass ein anderer Vertragsstaat seine Verpflichtungen
aus dem Pakt nicht erfüllt, so kann er den anderen Staat durch
eine schriftliche Mitteilung darauf hinweisen. Der Vertrags-
staat kann außerdem den Ausschuss über die Sache unterrich-
ten. Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Mitteilung
hat der Empfangsstaat dem Staat, der die Mitteilung über-
sandt hat, in Bezug auf die Sache eine schriftliche Erklärung
oder sonstige Stellungnahme zukommen zu lassen, die, so-
weit es möglich und angebracht ist, einen Hinweis auf die in
der Sache durchgeführten, anhängigen oder zur Verfügung
stehenden innerstaatlichen Verfahren und Rechtsbehelfe ent-
halten soll;

b) wird die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten
nach Eingang der einleitenden Mitteilung bei dem Empfangs-
staat zur Zufriedenheit der beiden beteiligten Vertragsstaaten
geregelt, so hat jeder der beiden Staaten das Recht, die Sache
dem Ausschuss zu unterbreiten, indem er diesem und dem an-
deren Staat eine entsprechende Mitteilung macht;

c) der Ausschuss befasst sich mit einer ihm unterbreite-
ten Sache erst dann, wenn er sich vergewissert hat, dass alle
in der Sache zur Verfügung stehenden innerstaatlichen
Rechtsbehelfe eingelegt und erschöpft worden sind. Dies gilt
nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbe-
helfe unangemessen lange gedauert hat;

d) sofern die Voraussetzungen des Buchstaben c erfüllt
sind, stellt der Ausschuss den beteiligten Vertragsstaaten sei-
ne Guten Dienste zur Verfügung, um eine gütliche Regelung
der Sache auf der Grundlage der Einhaltung der im Pakt nie-
dergelegten Verpflichtungen herbeizuführen;

e) der Ausschuss berät über Mitteilungen aufgrund die-
ses Artikels in nichtöffentlicher Sitzung;

f) der Ausschuss kann in jeder ihm nach Buchstabe b
unterbreiteten Sache die unter Buchstabe b genannten betei-
ligten Vertragsstaaten auffordern, alle erheblichen Angaben
beizubringen;

g) die unter Buchstabe b genannten beteiligten Ver-
tragsstaaten haben das Recht, sich vertreten zu lassen sowie
mündlich und/oder schriftlich Stellung zu nehmen, wenn die
Sache vom Ausschuss verhandelt wird;

h) der Ausschuss legt mit aller gebotenen Eile nach
Eingang der unter Buchstabe b vorgesehenen Mitteilung ei-
nen Bericht vor wie folgt:

i) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe d zu-
standegekommen ist, beschränkt der Ausschuss seinen Be-
richt auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts und der
erzielten Regelung;

ii) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe d nicht
zustandegekommen ist, legt der Ausschuss in seinem Be-
richt den einschlägigen Sachverhalt in der Sache zwischen
den beteiligten Vertragsstaaten dar. Der Bericht enthält
auch die schriftlichen Stellungnahmen der beteiligten Ver-
tragsstaaten und ein Protokoll über ihre mündlichen Stel-
lungnahmen. Der Ausschuss kann außerdem nur den
beteiligten Vertragsstaaten alle Auffassungen übermitteln,
die er in der Sache zwischen ihnen für erheblich hält.

In jedem Falle wird der Bericht den beteiligten Vertragsstaa-
ten übermittelt.

2. Eine Erklärung aufgrund von Absatz 1 wird von den Ver-
tragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt, der den anderen Vertragsstaaten Abschriften da-
von übermittelt. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an
den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenom-
men werden. Eine solche Zurücknahme berührt nicht die Prü-
fung einer Sache, die Gegenstand einer aufgrund dieses Arti-
kels bereits vorgenommenen Mitteilung ist; nach Eingang der
Notifikation über die Zurücknahme der Erklärung beim Ge-
neralsekretär wird keine weitere Mitteilung eines Vertrags-
staates entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene
Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.

Artikel 11
Untersuchungsverfahren

1. Ein Vertragsstaat dieses Protokolls kann jederzeit erklä-
ren, dass er die in diesem Artikel vorgesehene Zuständigkeit
des Ausschusses anerkennt.

2. Erhält der Ausschuss zuverlässige Angaben, die auf
schwerwiegende oder systematische Verletzungen eines der
im Pakt niedergelegten wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Rechte durch einen Vertragsstaat hinweisen, so fordert
der Ausschuss diesen Vertragsstaat auf, bei der Prüfung die-
ser Angaben mitzuwirken und zu diesen Angaben Stellung zu
nehmen.

3. Der Ausschuss kann unter Berücksichtigung der von dem
betreffenden Vertragsstaat abgegebenen Stellungnahmen so-
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wie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden zuverlässi-
gen Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftra-
gen, eine Untersuchung durchzuführen und ihm sofort zu be-
richten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit Zustim-
mung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Hoheitsge-
biet einschließen.

4. Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzuführen;
die Mitwirkung des Vertragsstaats ist auf allen Verfahrens-
stufen anzustreben.

5. Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen Un-
tersuchung geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit et-
waigen Bemerkungen und Empfehlungen dem betreffenden
Vertragsstaat.

6. Der Vertragsstaat unterbreitet innerhalb von sechs Mona-
ten nach Eingang der vom Ausschuss übermittelten Ergebnis-
se, Bemerkungen und Empfehlungen dem Ausschuss seine
Stellungnahmen.

7. Nachdem das mit einer Untersuchung gemäß Absatz 2 zu-
sammenhängende Verfahren abgeschlossen ist, kann der
Ausschuss nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats
beschließen, eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Ver-
fahrens in seinen nach Artikel 15 dieses Protokolls erstellten
Jahresbericht aufzunehmen.

8. Jeder Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 1 ab-
gegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den
Generalsekretär gerichtete Notifikation zurücknehmen.

Artikel 12
Weiterverfolgung des Untersuchungsverfahrens

1. Der Ausschuss kann den betreffenden Vertragsstaat auf-
fordern, in seinen Bericht nach den Artikeln 16 und 17 des
Paktes Einzelheiten über Maßnahmen aufzunehmen, die als
Reaktion auf eine nach Artikel 11 dieses Protokolls durchge-
führte Untersuchung getroffen wurden.

2. Sofern erforderlich, kann der Ausschuss nach Ablauf des
in Artikel 11 Absatz 6 genannten Zeitraums von sechs Mona-
ten den betreffenden Vertragsstaat auffordern, ihn über die als
Reaktion auf eine solche Untersuchung getroffenen Maßnah-
men zu unterrichten.

Artikel 13
Schutzmaßnahmen

Ein Vertragsstaat trifft alle geeigneten Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass seiner Hoheitsgewalt unterstehende Per-
sonen keiner Misshandlung oder Einschüchterung ausgesetzt
werden, weil sie sich aufgrund dieses Protokolls an den Aus-
schuss gewandt haben.

Artikel 14
Internationale Hilfe und Zusammenarbeit

1. Der Ausschuss übermittelt, wenn er dies für angebracht
hält, mit Zustimmung des betreffenden Vertragsstaats den
Sonderorganisationen, Fonds und Programmen der Vereinten
Nationen und anderen zuständigen Stellen seine Auffassun-
gen oder Empfehlungen zu Mitteilungen und Untersuchun-
gen, die einen Hinweis auf ein Bedürfnis an fachlicher Bera-
tung oder Unterstützung enthalten, zusammen mit etwaigen

Stellungnahmen und Vorschlägen des Vertragsstaats zu den
Auffassungen oder Empfehlungen.

2. Der Ausschuss kann diesen Stellen außerdem mit Zustim-
mung des betreffenden Vertragsstaats alles aus den nach die-
sem Protokoll geprüften Mitteilungen zur Kenntnis bringen,
was ihnen helfen kann, in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich über die Zweckmäßigkeit internationaler Maßnahmen
zu entscheiden, die den Vertragsstaaten dabei behilflich sein
können, Fortschritte bei der Umsetzung der im Pakt aner-
kannten Rechte zu erzielen.

3. In Übereinstimmung mit den einschlägigen Verfahren der
Generalversammlung wird ein nach der Finanzordnung und
den Finanzvorschriften der Vereinten Nationen zu verwalten-
der Treuhandfonds eingerichtet, um Vertragsstaaten mit de-
ren Zustimmung fachliche und technische Unterstützung zur
besseren Umsetzung der im Pakt enthaltenen Rechte zu ge-
währen und so zum Aufbau nationaler Kapazitäten im Be-
reich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte im
Rahmen dieses Protokolls beizutragen.

4. Dieser Artikel berührt nicht die Pflicht jedes Vertrags-
staats, seine Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen zu
erfüllen.

Artikel 15
Jahresbericht

Der Ausschuss nimmt in seinen Jahresbericht eine Zu-
sammenfassung seiner Tätigkeit nach diesem Protokoll auf.

Artikel 16
Verbreitung und Informationen

Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, den Pakt und dieses
Protokoll weithin bekannt zu machen und zu verbreiten und
den Zugang zu Angaben über die Auffassungen und Empfeh-
lungen des Ausschusses, insbesondere in diesen Vertragsstaat
betreffenden Sachen, zu erleichtern und dies in für Menschen
mit Behinderungen zugänglichen Formaten zu tun.

Artikel 17
Unterzeichnung, Ratifikation und Beitritt

1. Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der den Pakt unter-
zeichnet oder ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zur Un-
terzeichnung auf.

2. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen
Staaten vorgenommen werden kann, die den Pakt ratifiziert
haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinter-
legt.

3. Dieses Protokoll steht jedem Staat, der den Pakt ratifiziert
hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt offen.

4. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.

Artikel 18
Inkrafttreten

1. Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der
zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalse-
kretär der Vereinten Nationen in Kraft.
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2. Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach Hinterlegung
der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert
oder ihm beitritt, tritt es drei Monate nach Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 19
Änderungen

1. Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls
vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden Ände-
rungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung,
ihm zu notifizieren, ob sie die Einberufung eines Treffens der
Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den
Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Mo-
naten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drit-
tel der Vertragsstaaten die Einberufung eines solchen Tref-
fens, so beruft der Generalsekretär das Treffen unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung,
die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden und
abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom
Generalsekretär der Generalversammlung zur Genehmigung
und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.

2. Eine nach Absatz 1 beschlossene und genehmigte Ände-
rung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu
dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei
Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über die Änderung erreicht. Danach tritt die
Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine
Änderung ist nur für die Vertragsstaaten, die sie angenommen
haben, verbindlich. 

Artikel 20
Kündigung

1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch
schriftliche Notifikation an den Generalsekretär der Verein-
ten Nationen kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate
nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirk-
sam.

2. Die Kündigung berührt nicht die weitere Anwendung die-
ses Protokolls auf Mitteilungen nach den Artikeln 2 und 10
oder Verfahren nach Artikel 11, die vor dem Wirksamwerden
der Kündigung eingegangen oder begonnen worden sind.

Artikel 21
Unterrichtung durch den Generalsekretär

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet
alle in Artikel 26 Absatz 1 des Paktes bezeichneten Staaten
von 

a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten
nach diesem Protokoll;

b) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls
und der Änderungen nach Artikel 19;

c) Kündigungen nach Artikel 20.

Artikel 22
Offizielle Sprachen

1. Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, engli-
scher, französischer, russischer und spanischer Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Na-
tionen hinterlegt.

2. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt
allen in Artikel 26 des Paktes bezeichneten Staaten beglau-
bigte Abschriften dieses Protokolls.

RESOLUTION 63/146

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/423,
Ziff. 22)5.

63/146. Erweiterung des Exekutivausschusses des
Programms des Hohen Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

Kenntnis nehmend von dem Beschluss 2008/255 des
Wirtschafts- und Sozialrats vom 25. Juli 2008 betreffend die
Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen,

sowie Kenntnis nehmend von den die Erweiterung des
Exekutivausschusses betreffenden Anträgen in dem Schrei-
ben des Ständigen Vertreters Dschibutis bei den Vereinten
Nationen vom 29. Februar 2008 an den Generalsekretär6 so-
wie in dem Schreiben des Geschäftsträgers a. i. der Ständigen
Vertretung der Republik Moldau bei den Vereinten Nationen
vom 30. Mai 2008 an den Generalsekretär7,

1. beschließt, die Zahl der Mitglieder des Exekutivaus-
schusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars
der Vereinten Nationen von sechsundsiebzig auf achtundsieb-
zig Staaten zu erhöhen;

2. ersucht den Wirtschafts- und Sozialrat, die zusätzli-
chen Mitglieder auf seiner wiederaufgenommenen Organisa-
tionstagung 2009 zu wählen.

RESOLUTION 63/147

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/423,
Ziff. 22)8.

5 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Angola, Benin, Dschibuti, Ecuador,
Israel, Italien, Mauretanien, Republik Moldau und Sudan.
6 E/2008/63.
7 E/2008/84.
8 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von:  Afghanistan, Aserbaidschan, Bangladesch, Be-
nin, Bosnien und Herzegowina, Irak, Jordanien, Komoren, Libanon, Ma-
rokko, Nigeria und Pakistan.


